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Zusatzhonorare für Mehrleistungen ausserhalb der 
Grundversicherung Zusatzhonorare für die Vergabe patientenindividuell massgeschneiderter 

Wunschtermine oder für andere Angebote an Komfortleistungen im Zusammenhang mit OKP-Behandlungen stehen 

im Einklang mit den Anforderungen der Grundversicherung. 
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Hintergrund

Die Frage der Zulässigkeit organisato-
risch-administrativer Komfortleistungen 
im medizinischen Behandlungsumfeld 
bildet derzeit Gegenstand des medialen 
Diskurses.1 Als Auslöser diente das An-
gebot einer Schweizer Klinik, gegen eine 
zusätzliche Vergütung ausserplanmässi-
gen Zugang zu Operationsterminen in-
nerhalb der medizinischen Regelversor-
gung zu ermöglichen. Die entsprechende 
Vergabe individuell massgeschneiderter 
Wunschtermine erfolgt im elektiven Re-
gelversorgungskontext ausserhalb der 
normalen Operationsplanung und teilwei-
se auch ausserhalb der gewöhnlichen 
Sprechstundenzeiten. Die ausserplanmä-
ssige Terminierung basiert dabei u.a. auf 
Lücken im Belegungsplan, der Umpla-
nung von Schichten oder der Einplanung 
von Schichtverlängerungen. Der praxis- 
und klinikseits erhöhte Aufwand in orga-
nisatorisch-administrativer Hinsicht wird 
dem Kostenträger verrechnet.

Der Tarifschutz gemäss Art. 44 KVG

Art. 44 Abs. 1 des Bundesgesetzes über 
die Krankenversicherung (KVG) verpflich-
tet Leistungserbringer und Versicherer 
die massgebenden Tarife und Preise für 
«Leistungen nach diesem Gesetz» einzu-
halten; dies sowohl im gegenseitigen Ver-
hältnis als auch in jenem gegenüber den 
Versicherten.2  Infolgedessen sind den 
Tarif der obligatorischen Krankenpflege-
versicherung (OKP) ergänzende Zusatz-
honorare für Pflichtleistungen – auch in 
Form von Gebühren – unzulässig.3  Dies 
gilt unabhängig von einer gegebenenfalls 
vorliegenden Zustimmung der versicher-
ten Person.4  Der Tarifschutz erstreckt 
sich allerdings nicht auf Leistungen, die 
nicht vom grundversicherten Leistungs-
katalog erfasst sind, sondern z. B. vom 
Patienten als Selbstzahler oder von einer 
Zusatzversicherung getragen werden.5

Echte Mehrleistungen zur Grundversi-
cherung sind zulässig

Da der Anwendungsbereich des Tarif-
schutzes auf gesetzliche Pflichtleistun-
gen und zugelassene Leistungserbringer 
limitiert ist,6 sind zusätzliche Honorare 
im Bereich von sogenannten (echten) 

Mehrleistungen und Zusatzleistungen zu-
lässig.7

Gemäss Rechtsprechung und Lehre 
rechtfertigen Mehrleistungen, die ein 
«Plus» darstellen, indem sie «über den 
Leistungsumfang der OKP hinausgehen», 
als echte Mehrleistungen ein zusätzliches 
Honorar.8 Die Qualifizierung als echte 
Mehrleistung oder Zusatzleistung bedingt 
vorab den Leistungsstandard des KVG zu 
definieren, denn die Leistungen der sozi-
alen Krankenversicherung sind – mehr 
oder weniger klar – abschliessend ge-
setzlich definiert.9 Mit Blick auf die ratio 
der OKP – der gesamten Bevölkerung ei-
ne ausreichende medizinische Versor-
gung zu tragbaren Kosten zu gewährleis-
ten –10, hat der grundversicherte Leis-
tungskatalog alles zu umfassen, was für 
eine zweckmässige und qualitativ hochste-
hende Gesundheitsversorgung zu mög-
lichst günstigen Kosten notwendig ist.11 
Ferner wird in der Literatur die Auffas-
sung vertreten, dass auch die tarifari-
schen Limitierungen einer Leistung defi-
nieren, ab wann eine Mehrleistung ange-
nommen werden kann.12 Dies mit der Fol-
ge, dass Leistungen ausserhalb dieser Li-
mitierungen Nichtpflichtleistungen ge-
mäss KVG darstellen, für die eine ent-
sprechende zusätzliche Entschädigung 
zulässig ist.13 

Mehrleistungen oder Zusatzleistung bil-
den folglich solche Leistungen, die den 
Versicherten aufgrund des Leistungs-
rechts des KVG nicht oder nur beschränkt 
zur Verfügung stehen.14 Darunter fallen 
gemäss Lehre bspw.15

	– im KVG nicht als kassenpflichtig an-
erkannte Leistungskategorien,16 

	– Leistungen, die nicht der Diagnose 
oder Behandlung einer Krankheit 
und ihrer Folgen im Sinne von Art. 25 
Abs. 1 KVG dienen, wie insbesondere 
medizinisch nicht indizierte rein äs-
thetische Operationen sowie im Sin-
ne der Grundversicherung unwirt-
schaftliche oder unzweckmässige 
Behandlungsmethoden;

	– Behandlung durch nicht zugelassene 
oder überqualifizierte Leistungser-
bringer;

	– die Anwendung wissenschaftlich 
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nicht anerkannter Behandlungsme-
thoden, allenfalls die Anwendung 
von zu den grundversicherten Leis-
tungen additiven Methoden;

	– freie Arzt- und Terminwahl sowie lu-
xuriöse Gastronomie oder Hotellerie 
im stationären Bereich und in orga-
nisierten ambulanten Einrichtungen;

	– Komfortdienstleistungen im ambu-
lanten Bereich (komfortable Warte-
bereiche, Wahlfreiheit bei der Ter-
minvergabe, direkter und erweiterter 
Zugang zum Arzt oder der Ärztin 
[bspw. via Mobiltelefon] etc.).

Die vorliegend in Frage stehende Kom-
fortdienstleistung des Ermöglichens 
massgeschneiderter Wunschtermine au-
sserhalb des normalen Operationsplans 
und der gewöhnlichen Sprechstundenzei-
ten reflektiert das Bedürfnis an einer pa-
tientenindividuell abrufbaren Verfügbar-
keit ausserhalb der gängigen «Öffnungs-
zeiten». Im Bereich der elektiven, medizi-
nisch nicht dringlichen Regelversorgung 
handelt es sich um eine echte Mehrleis-
tung. Für deren organisatorisch-adminis-
trativen Mehraufwand entrichtet der die-
se Leistung abrufende Patient eine ent-
sprechende Zusatzvergütung.

Diese Einordnung steht im Einklang mit 
der Auffassung der Eidgenössischen Fi-
nanzmarktaufsicht FINMA, gemäss der 
die Vergabe nicht notfallmässiger 
Wunsch- und Spezialtermine ausserhalb 
des üblichen Sprechstundenbetriebs 
ausdrücklich als zulässige Mehrleistung 
qualifiziert wird.17 

Tarifstrukturelle Erwägungen – Reflex-
wirkung der TARMED Positionen betref-
fend dringliche, ausserplanmässige 
Leistungserbringung

Der organisatorisch-administrative Mehr-
aufwand, den eine ausserplanmässige 
Verfügbarkeit und Leistungserbringung 
mit sich bringt, wird im Rahmen des TAR-
MED ausdrücklich mit den sogenannten 
Notfall- und Dringlichkeits-Inkonvenienz-
pauschalen18 adressiert. Aus der tarif-
strukturellen Erfassung lässt sich schlie-
ssen, dass es sich beim organisatorisch-
administrativen und infrastrukturellen 

enten auswirken können.22 Dieser 
Rechtsauffassung folgend kollidiert eine 
Privilegierung folglich erst dann mit dem 
Grundsatz der Chancengleichheit und Zu-
gangsgerechtigkeit gemäss KVG, wenn 
der Zugang des grundversicherten Pati-
entenkollektivs im Bereich der Notfallver-
sorgung sowie in Bezug auf medizinisch 
dringliche Behandlungssachverhalte nicht 
mehr sichergestellt werden kann. 

Die mit der Zulassungsbeschränkung im 
ambulanten Bereich einhergehende Ver-
minderung der Ärztedichte und die dar-
aus resultierende Zugangsrationierung 
entspricht dem ausdrücklichen Willen 
des Gesetzgebers.23  Die krankenversi-
cherungsrechtliche Zulässigkeit von 
Mehrleistungen im ambulanten Behand-
lungskontext setzt auch im Lichte einer 
Ressourcenverknappung ipso iure voraus, 
dass der Zugang zum Leistungsstandard 
der OKP und insbesondere der medizini-
sche Standard im Grundsatz stets ge-
wahrt bleibt, jedoch nur – aber immerhin 
– innerhalb des gesetzgeberisch gewollt 
verknappten Angebots.24 

Hinweise für die Praxis

Die Zulässigkeit organisatorisch-adminis-
trativer Komfortleistungen bedingt somit 
im Minimum, dass

	– die Gewährleistung des Zugangs zu 
gesetzlichen Pflichtleistungen unter 
Tarifschutz Priorität behält.

	– die Mehrleistungen keine ungebühr-
liche Benachteiligung des grundver-
sicherten Patientenkollektivs zur 
Folge haben; so darf etwa die medi-
zinisch indizierte Terminierung einer 
OKP-Behandlung nicht aufgrund ei-
ner Komfortleistung zurückgestellt 
werden.

	– zusätzlich abrechenbare organisato-
risch-administrative Komfortleistun-
gen ausserdem klar von der Grund-
versorgung differenzierbar sind.

	– der Patient oder die Patientin gebüh-
rend über die Mehrleistungen und 
Mehrkosten aufgeklärt sind.

Die Tarifhöhe für Mehrleistungen unter-
liegt der Preisfindung im freien Markt. 

Mehraufwand folglich um einen vergü-
tungsfähigen Mehrwert handelt. Dieser 
bildet indes einzig im Rahmen der Not-
fallversorgung sowie in Bezug auf medizi-
nisch dringliche Sachverhalte eine Leis-
tung gemäss KVG, die insoweit auch dem 
Tarifschutz in Art. 44 KVG untersteht. 

Infolgedessen sind die organisatorisch-
administrativen Komfortleistungen mit 
Blick auf die zuvor dargelegten Implikati-
onen tarifarischer Limitierungen nicht 
Gegenstand des Leistungskatalogs der 
OKP, sondern sind vielmehr als echte 
Mehrleistungen einer zusätzlichen Vergü-
tung zugänglich.

Zum Aspekt der Chancengleichheit und 
Zugangsgerechtigkeit in der Gesund-
heitsversorgung

Die Gewährleistung von Chancengleich-
heit und Zugangsgerechtigkeit in der Ge-
sundheitsversorgung bildet eine der Ziel-
setzungen des KVG.19 Dem KVG liegt in-
soweit ein Gerechtigkeitsgedanke zu-
grunde, als gravierende Unterschiede 
beim Zugang oder bei der Inanspruch-
nahme grundversicherter medizinischer 
Leistungen als unzulässig gelten: Das 
grundversicherte Patientenkollektiv hat 
danach ohne Rücksicht auf die wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit ein Recht 
auf Zugang zum gleichen Standard der 
medizinischen Versorgung.20 Dieser As-
pekt der Gewährleistung der Versor-
gungssicherheit bzw. Zugangsgerechtig-
keit bezieht sich allerdings bloss auf die 
Pflichtleistungen gemäss KVG. Demge-
mäss wäre eine Privilegierung zusatzver-
sicherter Privatpatienten jedenfalls dann 
grundsätzlich unzulässig, wenn sie eine 
Gefährdung des Zugangs zu gesetzlichen 
Pflichtleistungen unter Tarifschutz zu be-
wirken vermag.

Solange ein Leistungserbringer für alle 
Patienten mindestens den Leistungsstan-
dard der OKP anbieten kann, sind Mehr-
leistungen für zusatzversicherte Patien-
ten aus Sicht des KVG unproblematisch.21  
Gemäss Rütsche gilt dies auch dann, 
wenn sich Mehrleistungen infolge knap-
per Ressourcen in einem Spital oder bei 
einem sonstigen Leistungserbringer zum 
Nachteil von rein grundversicherten Pati-
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Angebot und Nachfrage bestimmen den 
Preis und dieser kann zwischen Anbieter 
und Nachfrager im Rahmen der Vertrags-
freiheit – grundsätzlich losgelöst von den 
effektiven Kosten – frei vereinbart wer-
den.

Zusammenfassung

Angebote im medizinischen Behand-
lungsumfeld, die bspw. als organisato-
risch-administrative Komfortleistungen 
ausgestaltet sind, bilden nicht Bestandteil 
des Leistungsspektrums der OKP und 
sind von dieser nicht gedeckt. Aus die-
sem Grund unterstehen sie nicht dem Ta-
rifschutz gemäss Art. 44 KVG, sondern 
dürfen Patientinnen und Patienten als 
Mehrleistungen in Rechnung gestellt 
werden. Zusatzhonorare für die Vergabe 
patientenindividuell massgeschneiderter 
Wunschtermine stehen deshalb im Ein-
klang mit den Anforderungen gemäss 
KVG.

Der Walder Wyss Newsletter kommentiert neue Entwick-
lungen und wichtige Themen des Schweizer Rechts. Die
darin enthaltenen Informationen und Kommentare stellen
keine rechtliche Beratung dar, und die erfolgten Ausfüh-
rungen sollten nicht ohne spezifische rechtliche Beratung 
zum Anlass für Handlungen genommen werden.

© Walder Wyss AG, Zürich, 2023
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